
8 Q Beiblatt 9.September 1955 

der Abg'l1 R 0 i t h n e r~ M a roh n e .'t.'p S t am l' 1. e r und Genossen 

an die Bundesminister fü.:r Innc.z-es u:''l·i fü;r Justiz p 

~etreffend Einbürgerung des Herrn Benjam:i.n ~chreiber duroh die steier­

märkische .Landesregierungo 

Den gefertig~~n Abgeordneten ist zu.r Kenntnis. gekommen, dass vor 

kurzem d.er Präsident der nAgudas Israel'~, Benjamin Sohreiber, auf Grund" 

des Optionsgesetzes für Volksdeutsche (BGB1" Nre 142 vom 2 .. Juni 1954) 
':l 

durch das Amt des steirischen J...andeshauptmannes· die6sterl."eiohische Staats-

bürgerschaft erworben hat o Herr Benjamin Sohreiber ist sm 23e Februar 1946 

aus Budapeat nach Wien zugezogen und im Hotel nHernalserhof" abgestiegen. Er 

wohnt seither in Wien, ist aber seit 7 Q Mai 1953 nur mehr als Untermieter 

bei seiner Gattin Rosa gemeldet o Von diesem Zeitpunkt an meldete er eich 

bei einem gewissen Major Oliva inSto.Radegund bei Graz an" Ferner ist der 

Herr Benjamin Schr.eiber seit 90 Juli 1953 be'i der Hauseigentumerin Rosa 
'I ' 

Frühling, ~raz1 Leor~ardstrasse 42/11, als Untermieter polizeilich gemeldet. 

Er hat an dieser Adress13 9 wo er wegen Raummangela nur eine Sc.hlafstelle be­

si~ztt sm 10 .. Mai 1955 auch seine Gattin und die drei Kinder polizeilioh 

gemeldet, obwohl diese niemals ~raktisoh dort gewohnt haben. Auch Herr 

Benjamin Schreiber wohnte bei seinem Aufenthalt in Graz immer im Rotel. Die 

, Ubersiedlttng Schreibers nach Graz ist offenkqndlg darauf zurüokzuführen, 

dass die Polizeidirektion Wien gegen ihn ein Auf'enthal tsve:rbot für das ganze 

Bundesgebiet erlassen hat o Dagegen hat Schreiber BeschwerdEm beim Verfassungs­

und beim Verwaltungsgerichtshof eingebracht,. Der Verfassungsgeriohtshof 

hat die Beschwerde abgeli)hnt,~ der Verwaltungsgerichtshof nooh nicht ent­

schi.~den. 

Nach dem zitierten Gesetz sind volksdeutsche Personen uinsbesondere 

Personen, die in ihrem PeI'sonalausweise d.ie Elntragung 'Volksdeutscher' 

aufweisen, es sei denn 9 dass sie auf Grund. von Umständen, die sich naoh 

dieser Eintragung ereignet~nl' als An.gehörige eines fremden Staates zu geiten 

haben" fi 

'Herr Benjamin Schrei.ber hat nicht weniger als zwölfmal versucht, die 

Staatsbürgerschaft in Wien zu' erlang~no ';Das .Amt d.s~ Wiener J,andesregierung 

ist nach den aktenmässigen Unte::::'lagen zur ~nsicht' gekommen,' dass Benj amin 
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Schreiber nach wie vor polnischer Staatsbürger und nicht Volksdeutscher ist., 

Nach dem erwähnten e~tionsgesetz kann aber auch eine ~erson, die als Volk~­

deutsoher einwandfrei anerkannt ist, nur dann die Staatsbürgersohaft erlangen, 

wenn sie die Bffentliohe Ruhe, Ordnung und Sioherheit ni eh t gefährdet.~ Herr 

Benjamin Sohreiber war in Untersuchung bei Fo1izeibehörden, weil er im Ver­

daoht stand. an einer Zuokerschieb1.1ng mitgearbeitet zu haben. Er ist ferner 

. von den Wiener Verwal tungsbehBrden dreimal wegen unbefugter Gewerbeausübung 

vorbestraft. 

Uber die Person des Benjamin Sohreiber wurde die Sicherheitsdirektion 

der Steiermark durch die ~btei1ung I" der Polizeidirektion Wien eingehend info~ 

miert. Der Polizeidirektion Graz wurde Anfang April d.J. vom Amt der steiri­

schen Landesregierung ein Erhebungsbogen über Benjamin Sohreiber übermitteltt 

Die liubrik ttantragstellend" im llirhebungsbogen der steirisohen LandesregierUng 

an die Polizeidirektion Graz war vom Amt der steirisohen Landesregierung 

vorher durchgestriohen worden, sodass die Polizeidirektion Graz keinen Antrag 

stellen konnte. 

Auf Grund eines neuerlichen Erhebungsantrages der steirischen Landes­

regieru.ng vom 10. Juni 1955 st'ellte die Polizeidirektion Graz fest, dass 

eie wegen des fallweisen und dann auCh nur kurzen Aufenthaltes dßs Benjamin 

Schreiber in Graz noch keine Stellung dazu nehmen könne, ob Benjamin Schreiber 

die öffentliohe Ruhe, Ordnung und Sioherheit gefährde, dooh wurde der zustän­

dige Referent der Landesregierung über die l>erson Sohreibers ausführlioh 

informiert. Es muss dazu loyalerweiee festgestellt werden, dass die Verlei­

hung der Staatsbürgersohaft durch das Amt des Landeshauptmannes Krainer in 

einem Zeitpunkt durohgeführt wurde, zu dem der erwähnte Referent in Urlaub . \ , 

war. 

Die Bioherheitsdirektion für Steiermark wurde über die ierson 

Sohreibers überhaupt nicht ge.fragt, sodass sie zum Einbürgerungsansuohen' 

keine Stellung beziehen konnte e 

Sohon die in dieser Anfrage angeführten Umstände lassen den Verdaoht 

gereohtfertigt ersoheinen, dass Herr Benjamin Sohreiber entgegen den Bestim­

mungen ~es Gesetzes, also Unter Missbrauoh der behördliohen Gewalt. eingebür­

gert wurde~ 

Es darf wohl angenommen werden, dass die überwiegende Mehrheit der 

steirisohen Bevölkerung, soweit sie bisher den Herrn Landeshauptmann Krainer, 

und seine Partei, die ÖVP, gewählt hat, mit dem neuen Landsmann keine be­

,sondere Freude hat o 
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10. Beiblatt 90 September 1955 

~ , 

:Die geferti~en ,Abgeordneten riohten daher ,anti. Herren Bundes­

D1.1n1ster für Inneres und für Justiz die naohstehenden 

,a. n f r ~ g e n_" 

1 .. ) . Ist der Herr Bundesmini~ter für Inneres b erei t, alle )(CSglichke1 ten zu 

p1'Üfen, um feststellen' zu können, welohQ Sohritte zur Aufhebung 'der 01'­

tenbar gesetzwidrigen Einbürgerung des Herrn Benjamin Sohreiber durch das 

.Amt des steiriscben Landeshaul'tmannes Krainer: getan werden k<5nnen? 

2.) Ist der Herr BU,ndesmin1ster tür Justiz b erai t, eine Untersuchung in der 

Riobtung einzuleiten, ob bei der Einbürgerung des Jenjamin Sohreiber Hand-

1UJ:lgen'erfolgt sind, die vom staatsanwalt anzuklagen und 'Von den Strafge­

richten zu verhandeln wären? 
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